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Jahr Ehescheidungen

1862 7

1863 3

1864 2

1865 5

1866 12

Tabelle 2 :

ANZAHL NEU EINGEGANGENER KLAGEN BEIM BUNDESGERICHT

1862-1874

Expropriationsrekurse Andere

24 6
108 7

43 4
5 4
2 4

Für die Jahre 1867 bis 1874 kennen wir aus den Rechenschaftsberichten nur
die Gesamtzahl der Neueingänge, nämlich :

1867 39 1871 19
1868 33 1872 55

1869 28 1873 163
1870 23 1874 93

AUSBLICK

Mit dem Mischehengesetz von 1850 und dem Nachtragsgesetz von
1862 griff der Bund erstmals in das kantonale Ehe- und Familienrecht ein.

Er tat dies nicht auf Grund einer speziellen Gesetzgebungskompetenz
für diese Rechtsgebiete, sondern einzig kraft seines Auftrags, für den

Frieden zwischen den Konfessionen die geeigneten Maßnahmen zu treffen.
Diese schmale und umstrittene verfassungsrechtliche Basis reichte aber

nur aus für die Regelung gemischter Ehen, für eine allgemeine
Vereinheitlichung des Eherechts durch den Bund bot sie keine Handhabe.

In den Jahren 1863 bis 1870 unternahmen die Kantone vorerst den

Versuch, eine Vereinfachung und Vereinheitlichung der für den Eheschluß

nötigen Formalitäten auf dem Konkordatsweg zu erreichen 1. Protestantische

kirchliche Behörden, seit 1858 in der evangelischen Kirchenkonferenz

der Schweiz zusammengefaßt, drängten seit längerem auf eine

Vereinheitlichung und hatten dazu sogar einen Konkordatsvorentwurf

1 Die Unterlagen über die langen Verhandlungen und die verschiedenen
Eingaben zur Schaffung dieses Ehekonkordats liegen im BAB, Dossier Gesetze IV/3.
Siehe dazu auch Martin, Der Schutz der Ehe, S. 13, 441

155


	Tabelle 2 : Anzahl neu eingegangener Klagen beim Bundesgericht 1862-1874

